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~iblatt zur Parlamentskorres~ondenz. 28.November 1946. 

Anfragebeantwortun~ 

In der Sitzung des Nationalrates vom l;.November d.J. stell ten d.~L 

Abgeordneten Dr .. M ale t a und Genossen an den :Bundesmini ster für In])' _~0S 

9 ine Anfrage. 1 

.Ln der sie darauf hinwiesen, dass in den internen liurchf:ührungs, 

anweisungen zum Papie:'verbrauchslenkungsgesetz den Sicherheitedi rektionen 

Richtlinien erteilt wurden, die dem Staatsgrundgesetz vom 21.12.1867 über die 

Pressefreiheit widersprechen, und in der sie den Innenminister um eine Er­
klärung ~u der von ihm erlassenen Polizeiverordnung baten. 

In Beantwortunp: dieser .Anfrage fUhrt das Bundesministeriun für Inn€:-

res aUB, dass es in einem an di~ Sichorhoitsdircktionen für OberösT,err~ich1 

Salzburg, Tirol, Vorarlberg, Kärnten und Steiermark gerichteten Runcerlasr. 

vom lO.Oktober 1.J. darauf hing(;lwiesen hat t dass das -

Papie:t"'f'erbrauehslenkungsgesetz, dessen Geltungsdauer duroh die Novell~ ·'lom 

25.Juli 1946 verlängert worden ist, auch in den westlichen und eüdlichen :Bur­

desländern in der gleichen Weise anzuwenden sei, wie dies in Wien bereits sei': 

etwa einem Jahr der Fall ist. 

Die Sicherheitsdirektionen wurden daher angewiesen, di eHerausgeber 

der in ihrem Amtsb~e'oh erscheinenden periodischen Druckschr~n zur bfnbrin­

gung von Anträgen nach § 2 deli Papierverbrauchslenkungsgesetzes zu verhalten" 

Es i~t richtig, dass sie dabei auch aufgefordert 'wurden, die Namen der Eigen­

tümer, Herausgeber, Verleger, verantwortlicher Schriftlei;t.e.r und DruG!;;er fest­

zustellen und über das sittliche und staatsbürgerliche Verhalten dies(;r Per­

sonen zu b~richten. 

Eine solche Anordnung ist ~us dem Grund~ notwendig gew€sen, weil da$ 

Bundesminieterium für Inneres die W-a.hrn~hmung gemacht hatte, dass von Sci tc.ti 

ehemaliger Nationalsozialisten wiedarholt d~r Versuch ge~cht wurde, sich in 

die Journalistik eirizuschl~ichen. Es bedarf wohl keiner weiteren Begründung, 

dass gerade das Innenministerium, das als G~neraldirGktion für die öffentliche 

Sicherheit in erster Linie dazu berufen ist, für die Säuberung des politischen 

und kulturellen Lebeno von d~n Uberresten des Nationalsozialismus Sorge zu 

tragen,sich niemals dazu verstehen könntf?' einem ehemaligen Nationalsozialisten 

die Möglichkeit zu geben, im Wege der Presse die öffentlich~ Meim~g zu beein­

flussen. 

Abgesehen davon, dass es auch den von den' Becatzungsmächten erlasstmen 

Anordnungen durchaus widersprechen würde, einem Nationalsozialüten diü Heraus-
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gate oder die Redaktion einer :6oi tung zu üb erlassen, ist· das Bundesministerium 

für Inneres dur Ansicht, dass darin wedGr eine Vurletzung des Staatsg:'1un,~ge­

setz es ü'!:;,er die Pressefreiheit noch auch eine solche der Vorschriften des Pa··· 

pierverbrauchalenkungsgesetzes erblickt werden kann, wenn bei der ~eurtE:ilung 

der NotwendigkE:,d t einer p~riodischen Druckschrif-t in Fäll en, in welchonehe­

maligo Nationa.lsozia.listen massgeblich betEiligt sind, ein besonders rigoroser 

Standpunkt zur Anwendung gebracht wird. 

Hiozu kommt noch, dass das Bundesministerium für Inn~re6 vor der 

Entsahei4ung über die eingebrachten Anträge auf Erteilunt der Papi~rverwen­

dungsgenehmigung auf Grund des Gesetzes den Vorschlag eines Beirates einzu­

holen hat, der aus je einem Vertreter d,:r dr~_i anc-rkannten politischen Par­

teien besteht. Obg10ich in dem Gesetz eine Bindung des Ministeriums an das 

GutachtBn d~e B0irates nicht ausgesprochen ist, hält sic~as Ministerium gI0ich~, 

wohl grundsätzlich an die von dem Beirat abgt:::gelenen Gutachten, das heisst 

also, dass in allen li'ällem nur jene Zeitungen, welchen der Papierlenkungs­

beirat die Zustimmung erteilt, €.ine Papiervorwendungsgenehmigung erhaltE;;}l, 

während andererseits die Papil.orv~rwendungsg~nehmigung nur solcbE;n ~ei tun ge n 

verwe,!gert wird, bei welchen sich der .:Beirat gegen die Ert6o'lilung aussprioht'o 

DEUta,US ergibt sich, dass das Bundesministerium für Inneres '!'~~i der 

Eutschei.dung über die lilrte:i,l~ von Papierverwendungagenehmigungen in einer 

vollkommen demokratisohen WeiSe vorgeht. 

:Oase sich die vom 13Ul1desministerium für Inneres angec;rdnete staats·" 

polizei11ehe ~erprü:fung der Antragsteller nur gegen Nationalsozialisten 

richtet, geht übrigens aunh darauo hervor, dass nach der Praxis des Win:I. stBl' h.Y
O

C 

und des fapierverbrauohslenkungsbeirates sämtliche Zei tungün, die- von einer 

der drGi demoktatisehen Parteien als offi~ielle Organe an~rkannt werden, au,.'­

nahmslosdie Papierverwendungsgenohmigu.'"lg erteilt wird. 

Nach § 1 deo Papiorverbra.u:,J.J.'lslenlo.mgsgesetzes darf Papier zur Her­

stellung von ZeitungE:::n nur verwendet werdent wenn das Bundesminist~rium für 

Inneres die Verwendungsgenehmigung erteilt. N~ih den Vorschriften de~ allge­

meil;1ell Verwaltungsvcrtahrensgesetses versteht/sich von selbst, dass diese Ge­

nehmigung, wie auch die Verw~igerung der G~nehmigung in Form 6ines Bescheides 

erteilt wQrdenmuss. 

Die Einstüllung des Erscheinens einer Zeitung wurde durch das Bun­

desministerium für Inneres nur für jene Fälle angeordnet, in welchen die He~­

ausgaber trotz einer die8be~üglichen Aufforderung durch di.e zuständige Sicher­

heitsdirektion die Einbringung eines Antrages nach dem Papierverbrauchslenkungs"' 

gesetz unterlassen. Diese Massnahme ist in dem Gesetz durchaus begründet, das 

die Rerausgabe von Zeitungen ohne Vorliegen einer VerwendungsgE:::nehmigung als 
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Verwaltungsübertretung unter Strafe stellt. 

Wenn schliesiich noch bemerkt werden darf, dass der gegenständliche 

Erlass des Bundesministeriums für Inneres vom lO.Oktober 1.J. vor seiner Ab­

fertigung dem Papj<erverbrauohslenkungsbeirat im Wortlaut zur Kenntnis gebracht 

und von den anwesenden Vertretern der drei Parteien gutgeheissen wurde, glaubt 

das Bundesministerium für Inneres den Nachweis erbracht zu haben,dass die 

Durehführung des Papierv~rbrauohslenkungsgesetzes in eine r den Intentionen 

dieses Gesetzes und der 5sterreiohischen Verfassung durohaus entspreohender 

We ise erfolgt. 

~ .... ~.-
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